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Klägerin und Revisionsklägerin,
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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 49. Januar 4978 in Berlin
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom 17. Mai 4976

aufgehoben. Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wiesen.
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Die Klägerin, die geschiedene Ehefrau eines am 6. Juni 1974

gestorbenen Versicherten, beansprucht Hinterbliebenenrente

> nach 5 4265 der Reichsversicherungsordnung (RVG).

Das Sozialgericht hat die Klage gegen den ablehnenden

Bescheid der Beklagten vom 5. Januar 4972 abgewiesen (Urteil

vom 27. März 1973). Während des Berufungsverfahrens hat die

Beklagte die Rente — aufgrund einer Neufassung der genannten

Vorschrift durch das Rentenreformgesetz (REG) vom
46. Oktober 4972 — mit Wirkung vom 4. Januar 4975 bewilligt

(Anerkenntnis im Schriftsatz der Beklagten vom 20. September

4975 und Bescheid vom 14. Juni 1975). Daraufhin hat die

Klägerin ihren Berufungsantrag auf die Gewährung von Rente

für die Zeit vom 6. Juni 4971 bis zum 54. Dezember 4972 be-

schränkt.

Das Landessozialgericht (LSG) hat ihre Berufung als unzu-
lässig verworfen (Urteil vom 47. Mai 1976): Die Berufung

sei zwar im Zeitpunkt ihrer Einlegung zulässig gewesen;
schon damals habe aber ein Rentenanspruch der Klägerin — für

einen vor Einlegung der Berufung beginnenden Zeitraum — be—

standen, die Rente sei nur noch nicht festgestellt gewesen.
Die Berufung habe deshalb allein Rente für "bereits abge—

laufene Zeiträume" im Sinne des 5 446 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) betroffen.

Die Klägerin hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt

und u.a. eine Verletzung des 5 146 SGG gerügt: Die zur Zeit

der Einlegung zulässige Berufung habe die Beklagte nicht

dadurch unzulässig machen können, daß sie als Rechtsmittel—

gegnerin den Rentenanspruch später teilweise anerkannt habe.

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und den Rechtsstreit zu
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neuer Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzu-

verweisen,

hilfsweise,

unter Aufhebung oder Änderung aller Vorentscheidungen'

die Beklagte zu verurteilen, Hinterbliebenenrente auch

für die Zeit vom 6. Juni 4974 bis zum 54. Dezember 4972

zu gewähren.

Die Beklagte hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend

und beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Beide Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mündliche Ver—

handlung zugestimmt.

II

Die Revision der Klägerin ist begründet. Das LSG hätte ihre

Berufung nicht als unzulässig verwerfen dürfen, sondern hätte

den noch streitigen Teil des Rentenanspruchs auf seine sach—

liche Berechtigung prüfen müssen; denn die Berufung der

Klägerin betraf entgegen der Ansicht des LSG nicht "nur die

Rente für bereits abgelaufene Zeiträume" (@ 446 SGG).

Das LSG hatte zwar in seinem Urteil vom 47. Mai 4976 nur noch

über Rente für einen abgelaufenen Zeitraum, nämlich die Zeit

vom 6. Juni 4974 bis zum 54. Dezember 4972, zu entscheiden,

nachdem die Klägerin ihren Berufungsantrag auf diese Zeit be-

schränkt hatte. Die Zulässigkeit eines Rechtsmittels richtet

sich jedoch, wie das Bundessozialgericht (BSG) in Übereinstim—

mung mit der Rechtsprechung anderer oberster Bundesgerichte

und der herrschenden Meinung im Schrifttum schon wiederholt

ausgesprochen hat, grundsätzlich nicht nach den Verhältnissen

im Zeitpunkt der Entscheidung des Rechtsmittelgerichts, sondern

nach denen, die bei Einlegung des Rechtsmittels vorlagen (vgl.

insbesondere SozR SGG @ 446 Nrn. 6, 8, 9 und 42; Meyer—Ladewig,

SGG, Vorbemerkungen vor 5 445, Anm. 40; Peters/Sauter/Wolff,

Kommentar zur SGb, 4. Aufl., 26. Nachtrag, % 445 SGG, Anm. 4,
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S. III/42 unten, a.A. Anm. 4 zu 5 146, S. III/AO —4—in der
Mitte, sofern es sich dort nicht um ein Formulierungsversehen

handelt, wie der Hinweis auf SozR SGG S 446 Nr. 6 vermuten

läßt).

Von diesem Grundsatz ist — trotz gewisser Bedenken — auch das

LSG ausgegangen; es hat aber eine Ausnahme für den Fall ange-

nommen, daß der vom Versicherungsträger während des Berufungs-

verfahrens teilweise anerkannte Rentenanspruch bereits vor

Einlegung der Berufung entstanden ist, bei deren Einlegung

also schon bestanden hat, vom Versicherungsträger nur noch

nicht festgestellt war. Dieser Auffassung kann der erkennende

Senat nicht folgen.

Allerdings macht auch die Rechtsprechung des BSG von dem ge—

nannten Grundsatz dann eine Ausnahme, wenn der Rechtsmittel—

kläger sein Rechtsmittel nach dessen Einlegung willkürlich so

weit einschränkt, daß es nicht mehr den gesetzlichen Zulässig—

keitsvoraussetzungen entspricht (vgl. die in SozR a.a.0. abge—

druckten Entscheidungen; ähnlich die Rechtsprechung der Zivil—

gerichte zu 5 4 der Zivilprozeßordnung —ZPO—‚ vgl. Baumbach/

Lauterbach, ZPO, 55. Aufl., 5 4 Anm. 2). "Willkiirlich" ist
dabei eine spätere Einschränkung des Rechtsmittels

dann, wenn für sie ein vernünftiger Grund nicht erkennbar ist

oder aber von vornherein, d.h. schon im Zeitpunkt der Ein-

legung des Rechtsmittels,genügender Anlaß bestanden hat, das

Rechtsmittel nur beschränkt einzulegen, so daß die erst nach-

trägliche Einschränkung "willkürlich" erscheint und unter um-

ständen sogar den Verdacht nahelegt, der Rechtsmittelkläger

habe die Zulässigkeit des Rechtsmittels erschleichen wollen.

Von einem in diesem Sinne willkürlichen Verhalten der Klägerin

kann indessen im vorliegenden Fall nicht die Rede sein. Auch

wenn man mit dem LSG annimmt, daß für sie ein Anspruch auf

Hinterbliebenenrente schon vor Einlegung der Berufung entstan—

den ist — nämlich mit Wirkung vom 4. Januar 1975, mit dem die

Neufassung des 5 1265 RVO auch für früher eingetretene Ver-

sicherungsfälle in Kraft getreten ist (Art. 4 5 4 Nr. 44
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i.V.m. Art. 6 5 8 REG, Art. 2 5 19 des Arbeiterrentenversiche—
rungs—Neuregelungsgesetzes i.d.F. des REG) —, so hatte die

Klägerin doch so lange keinen Anlaß, ihre Klage auf die Zeit

vor dem 4. Januar 1973 zu beschränken, als ihr Rentenanspruch

für die Zeit danach weder von der Beklagten anerkannt noch von
einem Gericht festgestellt war. Daran ändert es nichts, daß

das eine oder das andere hier schon vor Einlegung der Berufung

hätte geschehen können (und vielleicht auch hätte geschehen

sollen, da die Neufassung des 5 4265 RVO auf dem EEG beruht,
das bereits am 16. Oktober 1972 ausgefertigt und zwei Tage

später verkündet worden ist). Im vorliegenden Fall hat niCht

ein willkürliches Verhalten der Rechtsmittelklägerin zu einer
Einschränkung des Streitstoffs im Berufungsverfahren geführt,

sondern das Verhalten der Beklagten und Rechtsmittelgegnerin,

die sich erst nach Einlegung der Berufung durch die Klägerin

zur teilweisen Anerkennung des Rentenan3pruchs entschlossen

hat, obwohl sie dies schon während des erstinstanzlichen Ver—

fahrens hätte tun können. Durch dieses Verhalten, dem die

Klägerin dann mit einer entsprechenden Einschränkung ihres

Berufungsantrages in sachgemäßer Weise Rechnung getragen hat,

kann das Rechtsmittel der Klägerin nicht nachträglich unzu-
lässig geworden sein.

Ist die Berufung somit trotz der späteren, durch das Aner—

kenntnis der Beklagten veranlaßten Beschränkung der Klage auf

die Zeit vor dem 4. Januar 1975 zulässig geblieben, so hätte

das LSG auch über den eingeschränkten Klagantrag sachlich ent—

scheiden müssen. Dieses wird nunmehr nach Zurückverweisung des
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Rechtsstreits nachzuholen sein, Dabei wird das LSG auch über
die Kosten des Revisionsverfahrens mitzuentscheiden haben.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

